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Beratungsfolge Termin Status 

Stadtrat 25.03.2015 öffentlich 
Kenntnisnahme 
 

 
 
 
Betreff: Anfrage des Stadtrates Andreas Scholtyssek (CDU/FDP-Fraktion) zu 

Lärmschutzmaßnahmen am Rosengarten 
  
 
 
Im Zuge der umfangreichen Baumaßnahmen zur Erneuerung der Infrastruktur der 
Deutschen Bahn AG ist auch das Gebiet am Rosengarten tangiert.  
 

1. Welche Maßnahmen zur Verbesserung des Lärmschutzes für die Anwohner 

sind hierbei vorgesehen.  

2. Welche Forderungen hat die Stadt gegenüber der Bahn erhoben?  

 
gez. Andreas Scholtyssek 
Stadtrat 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

TOP: 
Vorlagen-Nummer:  VI/2015/00673 
Datum:   02.03.2015 
Bezug-Nummer.   
PSP-Element/ Sachkonto:  
Verfasser:   Scholtyssek, 
Andreas 
Plandatum:     
   



 
 

 
 
Stadt Halle (Saale)        16. März 2015 
Geschäftsbereich II 
Stadtentwicklung und Umwelt 
 
 
Sitzung des Stadtrates am 25.03.2015 
Anfrage des Stadtrates Andreas Scholtyssek (CDU/FDP-Fraktion) zu 
Lärmschutzmaßnahmen am Rosengarten 
Vorlagen-Nummer: VI/2015/00673 
TOP: Ö 9.11 
 
Fragestellung 
 
1. Welche Maßnahmen zur Verbesserung des Lärmschutzes für die Anwohner sind hierbei 

vorgesehen? 
2. Welche Forderungen hat die Stadt gegenüber der Bahn erhoben? 
 
 
Antwort der Verwaltung 
 
 
zu 1. 
Die DB AG plant derzeit im Bereich Rosengarten den Neubau der Eisenbahnüberführungen 
der Bahnstrecke 6343 (Hann.Münden-Halle) und der Bahnstrecke 6354 (Abzweig 
Ammendorf) über die Merseburger Straße. 
Nach dem bisherigen Planungsstand sind nach den gesetzlichen Regelungen, auch unter 
Berücksichtigung des Aufweitungsverlangens der Stadt Halle, keine besonderen 
Lärmschutzmaßnahmen erforderlich. Im Zuge des Planfeststellungsverfahrens für den 
Neubau der Eisenbahnüberführungen wird auch der Lärmschutz dezidiert geprüft. 
 
DB AG und Stadtverwaltung bemühen sich, über die gesetzliche Mindestvorgabe hinaus, 
Fördermöglichkeiten für Lärmschutzmaßnahmen zu akquirieren. 
 
zu 2. 
Die Stadt Halle hat gegenüber der DB AG keine über die gesetzlichen Vorgaben 
hinausgehenden Forderungen zum Lärmschutz erhoben. Derartige Forderungen würden 
eine finanzielle Beteiligung der Stadt an diesen Maßnahmen nach sich ziehen.  
 
 
 
 
Uwe Stäglin 
Beigeordneter 
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